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Bezug von Zeitungen und Zeitschriften aus der DDR 

(Sdniftlicher Bericht des Ausschusses für 
innerdeutsdie Beziehungen) 


A. Problem 

Der Austausch von Zeitungen und Zeitschriften zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR soll erleichtert wer- 
den. 


6. Lösung 

Die Bundesregierung soll diesbezüglich Verhandlungen mit der 
Regierung der DDR aufnehmen und durch Novellierung von 
Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 25. Juni 
1968 (BGBl. I S. 741 ff.) die Anwendung von § 86 Abs. 1 StGB 
auf außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes erschei- 
nende und innerhalb dieses Geltungsbereiches vertriebene Zei- 
tungen und Zeitschriften unbefristet aussetzen. 


C. Alternativen 
Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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A. Bericht der Abgeordneten Reddemann und Dr. Kreutzmann 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 46. Sitzung 
vom 20. April 1970 die oben genannte Vorlage ge- 
mäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung dem Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen federführend 
und dem Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
mitberatend zur Behandlung überwiesen. Nach der 
Empfehlung des Ausschusses für Bildung und Wis- 
senschaft, den Bericht der Bundesregierung zur 
Kenntnis zu nehmen, hat der Ausschuß für inner- 
deutsche Beziehungen diesen Bericht in seiner 
26. Sitzung vom 12. November 1970 beraten. 

Aus dem Bericht der Bundesregierung geht hervor: 

1. Die DDR macht von den Möglichkeiten, ihre Zei- 
tungen und Zeitschriften in die Bundesrepublik 
einzuführen, auch weiterhin keinen Gebrauch. 


2. Bemühungen von Vertriebsgesellschaften, eine 
verstärkte Auslieferung von DDR-Zeitungen zu 
erreichen, blieben ohne Erfolg. 

3. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent- 
scheidung vom 3. Oktober 1969 (1 BvR 46/65) 
keine Einwendungen gegen den Artikel 8 des 
Achten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
25. Juni 1968 (BGBl, I S. 741 ff.) erhoben, der 
das Verbreiten von Propagandamitteln verfas- 
sungswidriger Organisationen bis zum 31. März 
1971 für den Fall gestattet, daß es sich um Zm- 
tungen und Zeitschriften handelt, die außerhalb 
des räumlici^en Geltungsbereichs des Strafgesetz- 
buches hergestellt werden. 


Bonn, den 12. November 1970 


Reddemann Dr. Kreuzmann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag möge den Bericht der Bundes- 
regierung zur Kenntnis nehmen und ihn billigen. 

2. Der Bundestag möge (^ie Bundesregierung er- 
suchen, bei ihren Verhandlungen mit der Regie- 
rung der DDR Voraussetzungen für einen Presse- 
austausch zu erörtern und im gegebenen Falle 
einen Austausch zu vereinbaren. 

3. Der Bundestag möge die Bundesregierung auf- 
fordern, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der 
die im Artikel 8 des Achten Strafrechtsände- 
rungsgesetzes vorgesehene Freistellungsfrist un- 
befristet verlängert. 


Bonn, den 12. November 1970 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Dr. Gradl Reddemann Dr. Kreutzmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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